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Normalisierungsära. Dort versah er von 1981 bis zur Pensionierung 1986 nicht nur 
die damals schwierige Aufgabe, Kulturkontakte zwischen der Bundesrepublik und 
der Tschechoslowakei zu vermitteln und zu pflegen, sondern er besorgte, in einer 
zweiten, halb-privaten, aber von seiner Dienststelle tolerierten Ebene, den literari­
schen und persönlichen „Post"-Verkehr zwischen den Intellektuellen von „Charta 
'77" und ihrem Umfeld und dem tschechoslowakischen Exil in der Bundesrepublik 
(und damit der Weltöffentlichkeit). Dazu mußte Scheur fast täglich seinen in der 
Jugend erprobten konspirativen Mut bei der Übernahme und Übergabe von 
Manuskripten oder verbotenen Druckwerken beweisen. 
Entsprechend ist der vorliegende, ansprechend gestaltete Band zu einer Sammlung 
von schönen und informativen Dankadressen (von Havel bis Šiklová und von 
Pithart über Gruša bis Vaculík und anderen Vertretern des tschechischen Dissens) an 
den heute im Melsunger Ruhestand lebenden Adressaten der Festschrift und seine 
Frau geraten. Schon aus diesen Grußtexten erfährt man vieles über die Atmosphäre 
der achtziger Jahre in Prag. Mehr noch aber lernt man darüber aus dem Abdruck 
eines Teils der umfangreichen Korrespondenz zwischen Scheur und Prečan, dem 
wichtigsten Partner auf westdeutscher Seite, und aus Scheurs trockenen, aber nichts­
destoweniger spannenden Aufzeichnungen über die Zeit von 1981 bis 1989. Den 
Texten dieses Bandes wären ergänzend andere von Prečan und von Bedřich Loewen­
stein (in: Festschrift Loewenstein 1999) an die Seite zu stellen, die die Situation in 
den siebziger Jahren schildern, also vor der Ankunft von Scheur in Prag. 
So bildet dieses Buch ein Denkmal des persönlichen Mutes einer Personengruppe, 
der dazu beigetragen hat, der Diktatur nicht nur die Stirn zu bieten, sondern sie zwei 
Jahrzehnte lang zu überlisten und den verbotenen Dialog mit der Außenwelt den­
noch aufrechtzuerhalten. Dieser Dialog hat es in mancher Hinsicht ermöglicht, daß 
die tschechischen Dissidenten 1990 nahtlos und ohne Verzögerung - trotz vorheri­
ger dauernder Isolierung durch das Regime - wieder in den internationalen Diskurs 
eintreten konnten. 
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Zum sechsten Mal veröffentlicht der Tschechische Helsinki-Ausschuß seinen 
Jahresbericht über Gewährleistung und Schutz der Menschenrechte. Der 1988 von 
Dissidenten, vorwiegend aus dem Kreis um die „Charta '77" gegründete Ausschuß 
hat es sich zur Aufgabe gemacht, die Einhaltung der in der Urkunde der Grund­
rechte und Grundfreiheiten und in den von der Tschechischen Republik ratifi­
zierten internationalen Abkommen garantierten Menschenrechte zu überwachen und 
auf Verletzungen dieser Bestimmungen hinzuweisen. Seine Rolle hat sich seit 1988 
insofern geändert, als jetzt von der Regierung der Tschechischen Republik ein 
Regierungsbevollmächtigter für die Menschenrechte ernannt und zum Vorsitzenden 
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des Rats für Menschenrechte, des Rats für die Nationalitäten der Tschechischen 
Republik und auch der Interministeriellen Kommission für Angelegenheiten der 
Gemeinschaft der Roma bestellt wurde. Der Helsinki-Ausschuß fühlt sich aber 
weiterhin verpflichtet, dem Rat für Menschenrechte und den zuständigen staatlichen 
Stellen „kritische Signale" zukommen zu lassen, wenn gegen Menschenrechte ver-
stoßen wird. 
Der vorliegende, mit Unterstützung der Ford-Stiftung veröffentlichte Jahres-
bericht ist in zwanzig Kapitel gegliedert, in denen die Rechte der Kinder, der Frauen, 
der Senioren, der Obdachlosen, der Patienten usw. behandelt werden. Ausführlich 
werden die durch die jüngste Gesetzgebung auf dem Gebiet der Staatsangehörigkeit, 
des Asylwesens oder der Wehrpflicht herbeigeführten Neuerungen erläutert und 
über geplante Gesetzesänderungen referiert, etwa die Reduzierung des Instanzen-
zugs im Straf- und Zivilprozeß, die unterschiedliche Gestaltung der Gerichts-
und Verwaltungssprengel, der Verzicht auf ein Oberstes Verwaltungsgericht (ob-
wohl in der Verfassung vorgesehen) oder die Privatisierung des Exekutionswesens. 
Der Bericht enthält kein Kapitel über die Religionsfreiheit, auch auf eine Analyse der 
ökonomisch-sozialen Situation, etwa die Arbeitslosigkeit und das Recht auf Arbeit 
- darauf wird im Vorwort verwiesen - "wird verzichtet. 
Im Kapitel über den Schutz nationaler Minderheiten nimmt die Frage der Roma 
und hier vor allem der Bau einer vier Meter hohen Mauer in der Stadt Ústí nad 
Labem (Aussig), durch die die Wohnungen der Roma von denen der übrigen Be-
wohner getrennt werden sollten, breiten Raum ein. Von der deutschen Minderheit 
wird gesagt, daß sie die ihr durch die Nachkriegsgesetzgebung auferlegte Kollektiv-
schuld und die daraus resultierende Verweigerung von Restitutionsleistungen als 
unbefriedigend empfindet. 
Schade, daß diese nützliche Broschüre, die so mutig gegen jede Form der Dis-
kriminierung ankämpft, selbst nicht ohne die Diskriminierung anderer auskommt: 
Sie fordert die tschechischen Beamten zu einer „Entösterreicherung" auf und ver-
steht darunter die Befreiung von „gegenüber dem Ausland bisweilen aggressiven 
Abwehrgewohnheiten". 
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